
AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL DES REGIERUNGSRATES 

DES KANTONS SOLOTHURN 

VOM 

14. Februar 1975 Nr. 813 

Die Einwohnergemeinde Gretzenbach ersucht den Regierungsrat um 

Genehmigung des Zonen-, Strassen- und Baulinienplanes Ob_erdorf. 

Dieser lag in der Zeit voml4. Janu~r bis 14 •. Pabr uar' 1974 

· öffentlich auf. Während dieser_ Fri~t gingen 22 Einsprachen .'! 

· ein, wovon 8 zurüdkg~~ogen, die restlichen 14 abgeleh~t wu~~ 
• •'• ' ,,... ••' •,MI 

den. Von diesen ~insprechern gelangten 10 an die Gemeindever- 
. - 1 • • ' •• \' • } • • ~ 

saminlung. Diese tratauf·6 Beschwerden nicht ein und lehnte die 

. -andern 4 Beschwerden ab •. :. 2 Einspre~her erhoben daraufhin beim 

Regierung§rat; Bescb\rnrd~. Es sind dies: 

Herr Josef :Pfist.er, Gretzenbach; 

Frau K, Peusd, ... we.ber, Bühlac_k_erstrasse 276, 
Gretzeribach, vertreten durch Richard 
Suter; Neudänä.ken , Däniken. · · · 

Herr Pfister zog mit Schreiben yom 30. August 1974 seine Beschwer­ 

de zurück~ Von diesem Beschwerderückzug wird Kenntnis genommen. 

Der Regierun_fillrat stellt fest .und zieht in Erwägun_g: 

r. 
Die B.eschwerde_:führerin machte in ihrer· Eingabe an den Gemeinde- 

.; 1 ·-r ·._, '. __ i_;._:· ·' 1 

rat W:äh:r~nd d_er AuflE!,gefrist nur Entschädigungsfragen geltend 
'· 1·_·-. '··,. ·!-.' . . . .. , . 

und verlangte Sc9adenersatz für die Entwertung der Liegenschaft. 

Sie wollte.kein Land für den Strassqn- und Trottoirbau abtreten, 

ausser wenn ihr Realersatz angeboten würde. Auf diese Lander.:.. 

werbs- und Entschädigungsfragen trat der Gemeinderat im aufge­ 

legten Zonen-, Strassen- und Baulinienplan nicht ein, Er ver- 

. wies die ganze Angelegenheit Lns La~de~werbs- und nachträgl,i;h . . .. , -- , .. - 

··· ins S6rrätzungsverfah;en vor den dafür zuständigen Schätzungsin­ 

stanzen. 
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Frau Feusi zog diesen Entscheid an die Gemeindeversammlung 

weiter, die wiederum nicht darauf eintrat, mit der Begründung, 

dass im Beschwerdeverfahren vor der nächsthöheren Instanz 

keine neuen Begehren angebracht werden könnten. Dagegen er­ 

hebt Frau Feusi Beschwerde beim Regierungsrat. Sie verlangt; 

die Bühlackerstrasse sei mit einem Trottoir von 2 m auszu­ 

bauen, und z".1.ar auf der Ostseit.e; die. Baulinie sei im Be­ 

rel~he ihres WoJ?nhauses so zu :reduzieren, dass das Haus nicht 

in der Bau.l.i.nd.e liege. Wenn diese Punkte nicht berücksichtigt 

werden könnten,• sei_eine Abmachung zwischen ihr und der Gemein- 

. q.ez:u treffen,_wEJil die Lieg~nschaft durch die Planunge:atwer­ 

. ;. ,.tet werd~. Auf den letzten Punkt kann nicht eingetreten· werden, 
·., . '.~ :,. , 

weil, wie dc1rgelegt .wurde, Ent.s.chädigungsfrageri'.:nicht im' Pl:a:n­ 

verfahren behandelt werden können. 4-ber auch auf die:·.be-ideii ,: 

andern Begehren kann nicht eingetreten werden. E~n~ Ausdehnung 

und wesentliche Aenderung dor Rechtsheg~hr~~ auf P~nkte, die 

bei der ersten Tnstanz,J:1icht .. ~ng~braoht· ~orden sind, ist unzu­ 

lässig und zwar aus folgendem Grurtdf 0Beschwerden können nur 

gegen konkr-e t e Verfügm~gen und Besclüüsse erhoben werden. 

Dies bedeutet, dass. nur: Beschwerdegegenstand sein kann, was 

die Verfügung oder der Beschluss tatbeständlich umfasst. Die 
. . 

Beschwerdebehörd.e kann lediglich eine Verfügung oder einen Be- 

schluss ändern, nicht eine neue Verfügm1g oder einen Beschluss 

aufgrund eines neuen Tatbestandes treffen, der auss~rhalb der 

ergangenen Verfügung oder des Beschlusses liegt. In Aenderung 

des Begehrens stellte die Beschwerdeführerin ein neues Begehren 

in der ersten Beschwerdeinstanz, so dass diese auf die Beschwer­ 

de nicht eintreten konnte. Das gleiche gilt natürlich auch für 

das Beschwerdebegehren vor dem Regierungsrat als zweite Beschwer- 
. deinstanz. 

Gegenstand des Beschwerd~verfahrens vor Regierungsrat hätte nur 
•, ·,. ! '. .. 

die Ablehnung des E:n,tsche,ides der Gemeindeversammlung und Rück- 
. ~ ' : ... ; . : .. 



weisung zum Zwecke der materiellen Behandlung der Beschwerde 

und nä ch't 'die·. Geltendmachung von materiellen p.Lanungar-ech t.Li.chen 

und planungstechnischen Fragen sein können. 

Uebrigens erscheinen die neuen Begehren auch sachlich h'icht' · 
zwingend; die vorgesehene und von der G8meinde beschlossene 

Planung ist vertretbar und keineswegs wegen Willkür anfecht.­ 

bar. 

·Aus diesen Gründen ist auf die Beschwerde nicht einzutreten. 

Die Beschwerdeflihrerin hat eine Entscheidgebühr von 100 Franken 

. zu pezahlen, we Lche .mi.t dem geleisteten Kostenvorschuss ver- 
~- : l •, . : • • 

rechnet wird. 

II. 

Formell :wurde das Verfahren richtig durchgeführt. Der Ober=. 
>,' ... , ,_. d'orfplan stützt sich auf das Konzept der Ortsplanung, welches 

vom Amt für Raumplanung vorgeprüft wurde und in Ordnung befun- 

den wurde •. Trotzdem brachte _die Einwohnergemeinde µep, Plan zunächst 

nicht unter:Dach. An einer ersten Gemeindeversammlung vom 
\ . . ., .· . '· . . : . . ' . . .. 

5. April 1974 wurde Nichteintreten auf die Vorlage beschlos- 

aen, Am 7. Mai 1974 fancf deäwegen untor Leitung von Beamten· 
. . 

des Bau-De:partementes eine Aussprache zwischen Gegnern und 

Befürwb:tterh der.Pl~nung der Gemeinde Gretzenbach und Gemein­ 

devertretern sowie dem Planer statt. Dabei wurde vo r .~ll~m .. die 

Zweckmässigkeit der vorgelegtenPlanung einer nähern Prüfung 

unterzogen. Es wurde dann der Gemeinde nahegelegt, den am 
. . 

5 •. April 1974 vor der Gemeindeversammlung nicht behandelten 

Plan noch einmal der Gemeindeversammlung zur Genehmigung zu 

unterbreiten, da die Planung zweckmäae.i.g sei:·und· keine··weiti9.;.. 

ren Konzessionen gemacht werden: aurften, damit die ·'Orti:Jplanung 

nicht in Frage gestellt und illusorisch werde. Am 5. Juli 1974 
fand die zweite Gemsindeversammlung statt, welche den Zonen-, 

Strassen- und ·Baulinienplan Oberdorf mit grosser Mehrheit ge­ 

nehmigte. Vom planungstechnischen Standpunkt aus ist gegen den 

., - ... 
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Plan nichts· einzuwe~den, so dass der Zonen-, Strassen- und Bau­ 
:··.;_; 
linienplan Oberdorf vo.m:Regierungsrat genehmigt werden kann. 

Es wird 

beschlossen: 

1 •. Der Zonen-, Strassen- und Bau'Lt.nä enp'Lan Oberdorf der Einwohner­ 

gemeinde Gretzenbach wird genehmigt. 

2. Vom Rückzug der Beschwerde Josef :Pfister, Gr~tzenbach, wird 

Kenntnis genommen. 

3. Auf die Beschwerde von Frau- K. Feusi-Web:er,- Gretzenbach, ver­ 

treten durch Herrn Richard Suter, Neudäniken 509, Dähiken, 

wird nicht eingetreten. 

4. Die Beschwerd(clführerin hat ßine Entscheidgebühr von 100 

Franken. zu bezah Len, we.lqhe. mit. dem geleisteten Kostenvorschuss ver- 
.. : .; ' . ' ' 

rechnet wird. 

5. Die Einwohnergerne·:Lnde Gr e't.z enbach hat eine Genehmi.gungagebühr­ 
von 150 -Fr-anken und· die· Publikationskosten zu bez.ah Len's i- 

6 ~ Die Gemeinde' hat, d_e~ Amt für R.a.ümplElnung noch ,,6 'Pläri~ ,_ iovon 

2 auf Leinwand aufgezogen - mit· den Geneh~igungsv'ermerken · der 
. . . .;• 

Gemeinde versehen bis zum 27. März 1975 zuzustellen. 

EG Gretzenbach .. 

Genehmigungsgebühr: 
Publikationskosten: 

. .. ·, 

Fr. 150.-­ 
Fr. 18.-- 

:E'r. 168.-- (Staat-skanzlei Nr. 120) RE __ . -_ .. __ -._ 
Frau K. Feusi-Weber,-1 Gretzenbach 

Kostengebühr: Fr. 100.-- (Verrechnet mit kostenvors'~huss) 
---------- ---------- 

Der Staatsschreiber 
. ;·,~·· ..... :.' ·_;·; 

. ,.,,,\o.J.. C ·, ,•.,,••:: \ ' , ·~/i/~.J ,., . 
·, r 

-·;,_ ,­ 
•; ... ' 
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Bau-Departement (3), mit Akten pw 
Rechtsdienst (pw) (4) 
Hochbauamt 
Tiefbauamt 
Amt für Raumplan, mit 1 gen. Plan 
Kreisbauamt II, Olten (Plan später) 
Finanzverwaltung (2) 
Amtschreiberei Olten-Gösgen, 4600 Olten (Plan später) 
Sekretariat Katasterschatzung (Plan später) 
Baukornmission Gretzenbach, 5014 Gretzenbach 
Ammannamt der Einwohnergemeinde 5014 Gretzenbach (2 Pläne später) RE 
Frau K. Feusi-Weber, Bühlackerstrasse 276, 5014 Gretzenbach RE 
Amtsblatt, Publikation des Dispositivs, mit folgendem Wortlaut: 

"Der Zonen-, Strassen- und Baulinienplan der Ein­ 
wohnergemeinde Gretzenbach wird genehmigt." 


